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nen von CDU und Grünen und die Landesregierung 
dem Klimaschutz beimessen. 

(Thorsten Klute [SPD]: Na ja!) 

Ich muss mich daher an dieser Stelle bei den Kolle-
ginnen und Kollegen der SPD dafür bedanken, dass 
sie mit ihren Fragen unsere Leistungen so haben 
glänzen lassen. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN – La-
chen von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD] – Zurufe 
von der SPD: Die einen sagen so, die anderen 
so! – Wo kann man das nachlesen?) 

– Das kannst du nachher im Protokoll nachlesen; das 
ist kein Problem. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Vielleicht haben 
wir noch nicht die aktuelle Version zugeschickt 
bekommen!) 

Aufgrund des großen Umfangs der Großen Anfrage 
ist das Eingehen auf einzelne Punkte hier zeitlich 
nicht möglich. Eine solche Gewichtung wäre auch 
nicht fair, da alle Bereiche eine wirklich wichtige Rolle 
spielen. 

Bedanken möchte ich mich aber vor allem bei den 
vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Mini-
sterien, die in mühevoller Arbeit dieses Kompendium 
der guten Taten recherchiert und niedergeschrieben 
haben. 

(Lachen von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD], 
Thorsten Klute [SPD] und Rodion Bakum 
[SPD] – Zuruf von der SPD: Da musst du doch 
selber lachen!) 

Die Landesregierung hat damit nun auch schriftlich in 
einem Dokument die gute Umsetzung der Aufträge 
der regierungstragenden Fraktionen und das Verwal-
tungshandeln dargestellt. 

(Jochen Ott [SPD]: Was war noch mal der Un-
terschied zwischen Regierung und Parla-
ment?) 

Die Beispiele, die ich genannt habe, sind nur ein 
Bruchteil dessen, was wir in Nordrhein-Westfalen be-
reits unternommen haben. Doch trotz der guten Ar-
beit dürfen wir nicht selbstzufrieden werden. 

(Lachen von Thorsten Klute [SPD]) 

Der Klimawandel ist eine fortwährende Bedrohung, 
die unser kontinuierliches Engagement erfordert. Wir 
müssen unsere Anstrengungen verdoppeln, unsere 
Innovationen beschleunigen und unsere Gemein-
schaft stärken. Lassen Sie uns gemeinsam an die-
sem Ziel arbeiten. Es geht um nichts Geringeres als 
die Zukunft unseres Landes und den Schutz unseres 
Planeten für kommende Generationen. 

Unter der Führung der schwarz-grünen Koalition ist 
Nordrhein-Westfalen bereit, diese Herausfor-

derungen anzunehmen und eine Führungsrolle im 
Kampf gegen den Klimawandel einzunehmen. 

(Lachen von Lisa-Kristin Kapteinat [SPD] und 
Thorsten Klute [SPD]) 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit, Ihr Enga-
gement und Ihre Unterstützung auf diesem entschie-
denen Weg. – Danke sehr. 

(Beifall von der CDU und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Herr Kollege Schmitz. – Für die Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen spricht jetzt die Abgeordnete Thoms. 

Meral Thoms (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich sage 
Ihnen nichts Neues, wenn ich zu Beginn betone: Kli-
maschutz und Klimafolgenanpassung sind ein Kern-
anliegen grüner Politik im Bund und im Land. 

Diese Große Anfrage gibt mir die Gelegenheit, mit 
Ihnen gemeinsam einen aktuellen Klimaerfolg zu fei-
ern: Letzten Freitag hat das Umweltbundesamt einen 
Rückgang der Treibhausgasemissionen um 10 % für 
2023 verkündet. 

Das ist ein beachtlicher Erfolg grüner Wirtschaftspo-
litik, die auf erneuerbare Energien setzt, im Bund und 
im Land. 

(Beifall von Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]) 

Es ist ein wichtiger Etappensieg. Gleichzeitig gilt wei-
terhin: Wir dürfen im Kampf gegen die Klimakrise 
nicht nachlassen. 

Die WHO bezeichnet die Klimakrise als größte Ge-
sundheitsbedrohung für die Menschheit. Gelingt eine 
Reduktion der Treibhausgasemissionen, reduziert 
sich natürlich auch das Ausmaß der Bedrohung. 

Liebe SPD, Sie schreiben in Ihrer Großen Anfrage – 
ich zitiere –: „Jetzt muss gehandelt werden.“ Ich 
möchte Ihnen darauf erwidern: Herzlichen Glück-
wunsch zu dieser Einsicht! Wir sind schon längst auf 
dem Weg. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Die Landesgesundheitskonferenz NRW hat Klima-
schutz und Klimafolgenanpassung schon im Jahr 
2022 als zentrales Thema aufgegriffen. Unter der Fe-
derführung des MAGS haben sich Ärzteschaft, Apo-
thekerinnen und Apotheker, Pflege, Krankenhausge-
sellschaft, kommunale Spitzenverbände, Einrichtun-
gen der Gesundheitsvorsorge und des Patienten-
schutzes und die gesundheitliche Selbsthilfe zum Kli-
maschutz und zur Klimafolgenanpassung im Ge-
sundheitswesen bekannt. 
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Mit der parlamentarischen Initiative „Klimaschutz ist 
Gesundheitsschutz“ haben wir bereits Anfang 2023 
ein breites Maßnahmenpaket auf den Weg gebracht. 
Im Fokus stand dabei die stationäre Versorgung. 
Denn – auch das haben wir damals betont – 5,2 % 
des nationalen CO2-Ausstoßes kommen aus dem 
Gesundheitssektor, ein Großteil aus dem stationären 
Bereich. Das heißt: Wenn wir hier anpacken, haben 
wir einen großen Hebel zur Reduktion klimaschädli-
cher Gase. 

(Beifall von den GRÜNEN – Vereinzelt Beifall 
von der CDU) 

Von den 2,5 Milliarden Euro – auch das möchte ich 
noch einmal betonen –, die wir zusätzlich für die 
nordrhein-westfälische Krankenhausplanung zur 
Verfügung stellen, wird ein Drittel für Klimaschutz 
und Klimafolgenanpassung aufgewendet, insgesamt 
beachtliche 800 Millionen Euro. 

(Thorsten Klute [SPD]: Da bleibt bloß für die 
Medizin nicht mehr viel übrig! – Karl-Josef 
Laumann, Minister für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales: Vor allen Dingen für die Medizin! – 
Thorsten Klute [SPD]: Da wirst du tricksen 
müssen!) 

Wir sind mitten in der Umsetzung. Ende 2023 wurde 
das Förderverfahren gestartet. 

Auf dem Weg zum klimaresilienten Gesundheitswe-
sen kommt dem Landeszentrum Gesundheit eine 
Schlüsselrolle zu. Das LZG koordiniert die Aktivitäten 
und unterstützt die Kommunen, zum Beispiel bei der 
Konzeption und Umsetzung von Hitzeaktionsplänen. 
Klimafolgenbedingte Gesundheitsgefahren werden 
auch in die Aus- und Fortbildung für die Gesundheits-
berufe integriert. 

Das Gesundheitsministerium hat auf 34 Seiten um-
fassend dargelegt, wie umfangreich die bisherigen 
Aktivitäten sind. Klimafolgenanpassung wird als 
Querschnittsaufgabe angelegt, und die Kommunen 
sind bei dieser wichtigen Aufgabe mit im Boot.  

Ganz herzlichen Dank an das MAGS und alle 
Teams, die an dieser Ausarbeitung, an der Beant-
wortung, mitgewirkt haben! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Ich erspare mir die weitere Aufzählung der umfang-
reichen Maßnahmen. Die Auswertung liegt vor. 

Natürlich begrüßen wir es, dass fraktionsübergrei-
fend Klimaschutz und Klimafolgenanpassung im Ge-
sundheitswesen in den Fokus genommen werden. 
Das ist richtig. Genauso richtig ist, dass wir alle Poli-
tikfelder beleuchten müssen. Das tun wir auch im 
Sinne eines Health-in-All-Policies-Ansatzes. 

Wir sind mitten in einem spannenden Transformati-
onsprozess, den wir im Schulterschluss mit den Akt-
euren des Gesundheitswesens gestalten. Auch das 

ist ein wichtiger Erfolgsfaktor. Hier wird keine Strate-
gie top-down entwickelt, sondern gemeinsam mit den 
Akteuren vorgegangen. 

Dabei ist es gut und richtig, dass Fragen aufgeworfen 
werden, auch umfangreiche Fragen – herzlichen 
Dank dafür –, zum Beispiel Fragen nach den Aufga-
ben des Öffentlichen Gesundheitsdienstes in der Kli-
makrise. Hier steht eine Gesetzesnovelle an. 

Auch Fragen nach der Bedeutung der Ressource 
Wasser sind für die Gesundheit der Bevölkerung und 
für die Gesundheitsversorgung wichtig. 

Passend dazu freue ich mich, dass wir am Freitag 
einen Antrag zur Einsetzung einer Enquetekommis-
sion „Wasser in Zeiten der Klimakrise“ einbringen. 

Allerdings möchte ich Sie, liebe SPD, darum bitten, 
ernsthaft mit uns an der Sache zu arbeiten und dieses 
zentrale Thema nicht für Ihr politisches Kalkül zu nutzen. 

In einer Pressemeldung vom 23. Januar 2023 haben 
Sie Klimaschutz und Klimafolgenanpassungen im 
Krankenhaus noch als Wunschprojekt der Grünen ti-
tuliert und gemutmaßt, dass Anstrengungen im Kli-
maschutz zulasten guter Gesundheitsversorgung 
gehen. Ich zitiere aus dieser Pressemeldung: 

„Im schlimmsten Fall heißt es dann: Das Kranken-
haus hat zwar dreifach-verglaste Fenster, aber 
Kinderstation Fehlanzeige.“ 

(Rodion Bakum [SPD]: Genau so ist es!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Frau Kollegin, 
es liegt eine Zwischenfrage des Kollegen Bakum vor. 
Würden Sie sie zulassen? 

Meral Thoms (GRÜNE): Gerne. Nach meiner Rede. 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Ich komme da-
rauf zurück. 

Meral Thoms (GRÜNE): Heute sind wir mehr als ein 
Jahr weiter. Mit dieser Großen Anfrage zeigen Sie, 
dass auch Sie heute, ein Jahr später, erkannt haben: 
Gesundheit, Klima und Umweltschutz gehören zu-
sammen. 

Die Folgen des Klimawandels, des Artensterbens, 
der Bedrohung der Meere sowie der Luftverschmut-
zung erfordern ein konsequentes Handeln in allen Po-
litikfelder, auch und gerade im Gesundheitswesen. 

Lassen Sie uns gemeinsam aus NRW heraus unse-
ren Teil dazu beitragen, dass wir, unsere Kinder und 
alle nachfolgenden Generationen ein gutes und ge-
sundes Leben auf unserem schönen Planeten führen 
können. – Herzlichen Dank. 

(Beifall von den GRÜNEN) 



Landtag   20.03.2024 

Nordrhein-Westfalen 36 Plenarprotokoll 18/58 

 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – 
Ich komme auf Ihre Bereitschaft zurück, die Zwi-
schenfrage zuzulassen, und erteile jetzt dem Kolle-
gen Bakum das Wort. 

Rodion Bakum (SPD): Vielen Dank, Herr Präsident. – 
Vielen Dank, Frau Kollegin, dass Sie die Zwischen-
frage zulassen. 

Da Sie wiederholt unsere Aussagen zu Kranken-
hausinvestitionen falsch dargestellt haben, frage ich 
Sie: Nehmen Sie zur Kenntnis, dass, wie wir in der 
Anhörung gehört haben, für einen Klima-Boost, also 
für einen wirklichen Klimaschutz in Krankenhäusern, 
das Dreifache von 2,5 Milliarden Euro laut Gutachten 
benötigt wird und nicht ein Drittel, wie Sie es einge-
plant haben? 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Bitte schön, 
Frau Kollegin. 

Meral Thoms (GRÜNE): Vielen Dank für diese 
Frage. – Natürlich würde ich mir wünschen, dass wir 
sehr viel mehr Geld investieren könnten. 

(Karl-Josef Laumann, Minister für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales: Kein Land wird das 
machen!) 

Aber ich bin der Meinung, dass 2,5 Milliarden Euro 
zusätzliche Mittel für die Umsetzung der neuen Kran-
kenhausplanung und davon 800 Millionen Euro für 
Klimaschutz und Klimafolgenanpassung in Zeiten 
des knappen Haushalts eine echte Hausnummer 
sind. 

(Beifall von den GRÜNEN – Rodion Bakum 
[SPD]: Wir brauchen 7,5 Milliarden Euro! – Zu-
ruf von den GRÜNEN: Sagt, woher die Gelder 
kommen! – Rodion Bakum [SPD]: Schulden-
bremse? – Mehrdad Mostofizadeh [GRÜNE]: 
Macht doch!) 

Vizepräsident Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, 
Frau Kollegin Thoms. – Für die FDP-Fraktion spricht 
jetzt die Abgeordnete Schneider. 

Susanne Schneider (FDP): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Natürlich hat der Klima-
wandel direkte und indirekte Auswirkungen auf die 
Gesundheit der Bevölkerung. Zu den direkten Aus-
wirkungen gehören Extremwettererscheinungen wie 
Hitzewellen und Überflutungen. Indirekte gesund-
heitliche Auswirkungen entstehen durch veränderte 
Umweltbedingungen, die zum Beispiel Qualität und 
Quantität von Lebensmitteln oder Trinkwasser beein-
flussen. Ebenso kann der Klimawandel die Verbrei-
tung von tierischen Krankheitsüberträgern verän-
dern. 

So groß, wie die Bandbreite der Auswirkungen ist, so 
groß ist auch die Bandbreite von möglichen Gegen-
maßnahmen. Maßnahmen zur Klimaanpassung wer-
den uns immer stärker beschäftigen müssen. 

Die Bundesregierung hat im November 2023 einen 
ersten bundesweiten gesetzlichen Rahmen mit dem 
Klimaanpassungsgesetz geschaffen. Durch dieses 
Gesetz werden Bund, Länder und Kommunen zur 
Erarbeitung von Klimaanpassungsstrategien 
und -konzepten verpflichtet. 

Auf 125 Seiten hat die Landesregierung auf die 203 
Fragen der SPD-Landtagsfraktion geantwortet. Die 
Große Anfrage beinhaltet ein Sammelsurium unter-
schiedlicher Aspekte von Kinderspielzeug über 
Fleischkonsum bis zu Start-up-Förderung. Die Ant-
worten der Landesregierung listen viele bestehende 
Maßnahmen und Aktivitäten auf. 

Ein klarer Fokus auf direkte Auswirkungen des Kli-
mawandels auf die Gesundheit der Menschen fehlt 
allerdings. Eine klare Strategie, die einen roten Fa-
den hätte geben können, lässt sich für mich ebenfalls 
nicht erkennen. 

Bei der Fülle von Punkten lassen sich natürlich nicht 
einmal ansatzweise alle Aspekte unserer jetzigen 
Beratungen ansprechen. Wie Sie sicherlich wissen, 
bin ich mit Leib und Seele Gesundheitspolitikerin. 
Daher fokussiere ich mich hier auch auf einen ge-
sundheitspolitischen Aspekt. 

Infolge des Klimawandels verändern sich sowohl 
Krankheitsbilder als auch Notfallsituationen. Eine 
wesentliche Änderung ist die Hitzebelastung vul-
nerabler Personengruppen wie zum Beispiel älterer 
und vorerkrankter Menschen. 

Die gesundheitlichen Auswirkungen von Hitze sind in 
letzter Zeit immer stärker in den Fokus von For-
schung und Öffentlichkeit getreten. Hohe Tempera-
turen können das Herz-Kreislauf-System stark belas-
ten und insbesondere bestehende Beschwerden wie 
etwa Atemwegserkrankungen verstärken. 

Mehrtägige Hitzewellen sind eine ernst zu nehmende 
Bedrohung für die Gesundheit der Bevölkerung. Be-
sonders kritisch ist dies oft in den städtischen Bal-
lungsräumen. Die Hitze bleibt dort oftmals stehen; in 
der Nacht kommt es kaum zu Abkühlung. Bei Hitze-
wellen sterben daher in Städten im Vergleich zum 
Umland deutlich mehr Menschen. 

Der Sommer 2022 war der viertwärmste seit Beginn 
der Wetteraufzeichnungen im Jahr 1881. Die Ana-
lyse des Robert Koch-Instituts zum Mortalitätsverlauf 
im Sommer 2022 ergibt eine hitzebedingte Über-
sterblichkeit von rund 4.500 Sterbefällen in Deutsch-
land. Im Jahr 2018, als der zweitwärmste Sommer 
seit Beginn der Wetteraufzeichnungen gemessen 
wurde, kam es sogar zu über 8.000 hitzebedingten 
Sterbefällen. Am stärksten betroffen war die Alters-
gruppe der über 85-Jährigen. 
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